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Anlage 2 zur GRDrs 797/2015
Stellenschaffung
zum Stellenplan 2016
	Org.-Einheit
(aut. Stpl.),

Kostenstelle
	Amt
	BesGr.

oder

EG
	Funktionsbezeichnung
	Anzahl
der
Stellen
	Stellen-
vermerk
	durchschnittl.
jährl. kosten-
wirksamer
Aufwand
Euro

	320.01.00.
32101100

	Amt für öffentliche Ordnung
	EG 6
	SB Geschäftszimmer
	0,5
	-
	hh-neutral
(24.050)


1
Antrag, Stellenausstattung
Beantragt wird eine 0,5 Stelle für eine/n Mitarbeiter/in im Geschäftszimmer der Abteilung Verwaltung (32-1) beim Amt für öffentliche Ordnung.
2
Schaffungskriterien

Durch Streichung von 0,5 Stellenanteilen der Stelle Nr. 320.0102.260 ist die Schaffung haushaltsneutral.

Die Aufgaben im Geschäftszimmer der Abteilung Verwaltung (32-1GZ) betreffen in weiten Teilen das gesamte Amt für öffentliche Ordnung. Insoweit ist die Grundlage für die Aufgabenerledigung die Gesamtgröße des Amtes. Die seit Jahren kontinuierlich steigende Zahl der aktiven Mitarbeiter/-innen im Amt hat zu einer immensen Zunahme des Arbeitsaufkommens geführt.

3
Bedarf

3.1
Anlass
Die Aufgaben im Geschäftszimmer des Verwaltungsleiters bestehen aus mehreren Komponenten: 

· Vorzimmertätigkeiten
· Sachbearbeitende Tätigkeiten (bspw. Mitwirkung bei Personalauswahlverfahren oder Mitwirkung bei Organisationsprojekten)
· Zentralaufgaben für das ganze Amt – Zuständigkeit für 850 aktive Mitarbeiter-/innen (bspw. Fortbildungen, Überwachung Krankmeldungen, AZE Korrekturbuchungen, u.v.m.)

Die Hauptkenngröße für das Arbeitsaufkommen bei den bisher vorhandenen Stellen ist die Zahl der aktiven Mitarbeiter/-innen (MA) im Amt für öffentliche Ordnung: Seit dem Jahr 2000 ist die Zahl der MA von 626 bis heute auf 870 MA gestiegen. Bis 2017 ergibt sich ein weiterer Anstieg auf ca. 950 MA. Die Personalkapazität und Aufgabenstruktur im Geschäftszimmer der Abteilung Verwaltung ist im Gegensatz hierzu aber gleichgeblieben. Die steigende Mitarbeiterzahl wirkt sich unmittelbar auf die Aufgabenmenge der bisher vorhandenen Stellen aus: z.B. bei Fortbildungen, bei der AZE, bei Krankheitstagen. Die von den Mitarbeiterinnen wahrgenommenen Aufgaben im Zusammenhang mit auszuzahlenden Überstunden oder Zeitzuschlägen (insb. der stark ansteigende Bereich der Verkehrsüberwachung) hängen ebenfalls unmittelbar mit der Mitarbeiterzahl zusammen. Auch die Mitwirkung bei der Personalauswahl hängt von der Anzahl der Ausschreibungen bzw. Neueinstellungen ab.
3.2
Bisherige Aufgabenwahrnehmung

Die Aufgaben werden bisher von 2 Mitarbeiterinnen wahrgenommen (1 x EG 8 und 1 x EG 6). Die Stelleninhaberinnen zeigen einen dauerhaft weit überdurchschnittlichen Einsatz. Nur dadurch lassen sich die Aufgaben einigermaßen bewerkstelligen. Diese Intensität der Aufgabenerledigung lässt sich nicht weiter verantworten. Regelmäßig fallen auszuzahlende Überstunden an. Vertretungsregelungen mit dem Vorzimmer der Amtsjuristen und dem Vorzimmer der Amtsleitung mussten aufgegeben werden, da die eigenen Aufgaben sonst nicht mehr bewerkstelligt werden konnten. Selbst gegenseitige Urlaubsvertretungen sind nicht mehr möglich. Ein nicht unerheblicher Teil der Aufgaben ist termingebunden. Zeitliche Verzögerungen wirken sich teilweise finanziell negativ aus und schaden unmittelbar dem Personalkörper des Amtes (z.B. Krank- und Gesundmeldungen an das Haupt- und Personalamt, Zahlung von Zeitzuschlägen, rechtzeitige Fortbildungsanmeldung, rechtzeitige Vorbereitung von Personalauswahlverfahren im Rahmen einer Stellenausschreibung).
3.3
Auswirkungen bei Ablehnung der Stellenschaffungen

Bei Ablehnung der Stellenschaffung ist damit zu rechnen, dass die Aufgaben nicht mehr mit der notwendigen Qualität erledigt werden können. Zudem wirkt sich eine zu späte Aufgabenerledigung nicht nur unmittelbar auf die Dienststellen und die Mitarbeiterzufriedenheit sowie -motivation im Amt aus, sondern verursacht auch Mehraufwand, z. B. bei der Bezügeabteilung des Haupt- und Personalamtes. Die Intensität der Aufgabenerfüllung sowie der Zeitdruck führen dauerhaft zu einer Überlastung der Mitarbeiterinnen. Ein weiterer Aufgabenzuwachs kann durch die beiden vorhandenen Mitarbeiterinnen künftig nicht mehr kompensiert werden. 
4
Stellenvermerke

Keine
